Deutsdier Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache IV/ 2554 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Dr. Reinhard, Struve, Baukneciit, 
Dr. Frey (Bonn), Bewerunge und Genossen 


betr. Zuschläge zum Einheitswert bei verstärkter 
Tierhaltung 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß Teil III 
des einheitlich von den Ländern herausgegebenen Erlasses 
betr. Einheitsbewertung und steuerliche Behandlung von 
landwirtschaftlichen Betrieben mit verstärkter Tierzucht und 
Tierhaltung (Bundessteuerblatt II Nr. 19/20 vom 6. August 
1964 S. 106), der eine den derzeitigen Verhältnissen ent- 
sprechende Auslegung des geltenden Rechts bringt, der ein- 
stimmigen Entschließung des Bundestages vom 17. März 1961 
— Umdruck 836 (neu) — gerecht wird? 

2. Wie wird die Festlegung in diesem Erlaß begründet, daß 
die Zuschläge zum Einheitswert, die gemäß § 40 Ziff 2 dos 
Bewertungsgesetzes nach der Ertragsfähigkeit zu bemessen 
sind, aufgrund der allein auf dem Futterverbrauch fußenden 
Vieheinheitenstaffeln, die in keiner festen Relation zur Er- 
tragsfähigkeit steht, berechnet werden sollen? 

3. Welche Möglichkeiten bestehen, dahin gehend zu wirken, 
daß bei der Festlegung von Zuschlägen zum Einheitswert, 
analog der Handhabung bei der Abgrenzung zwischen land- 
wirtschaftlicher und gewerblicher Tierhaltung (Teil II des 
Erlasses), die bäuerlichen Familienbetriel)e, die sehr oft einen 
über dem Durchschnitt liegenden Viehbestand haben, be- 
vorzugt werden? 

4. Inwieweit ist gesichert, daß die grundlegende Änderung der 
Verhältnisse in der Landwirtschaft seit 1935, auf die der 
Erlaßwortlaut abgestellt ist, bei der eventuellen Festlegung 
von Zuschlägen zum Einheitswert bei Betrieben, die nach 
ihrer Nutzungsart auf verstärkte tierische Veredelungs- 
produktion angewiesen sind, berücksichtigt wird? 

5. Ist die Bundesregierung bereit, sich — falls die Erhebung 
von Zuschlägen bei verstärkter Tierhaltung ganz allgemein 
unumgänglich erscheint — dafür einzusetzen, daß 
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a) im bäuerlichen Familienbetrieb für die ersten 10 ha das 
Dreifache und für die zweiten 10 ha das Doppelte und 

b) in Betrieben, die nach ihrer Nutzungsart (Weidewirtschaft) 
auf verstärkte tierische Veredelung angewiesen sind, 
unabhängig von der Betriebsgröße, mindestens das Dop- 
pelte 

des bisher in der betreffenden Gegend als regelmäßig ange- 
sehenen Tierbestandes als gegendüblich unterstellt wird und 
damit die Festlegung von Zuschlägen erst in Frage kommt, 
wenn diese erhöhten Sätze um 50‘Vo überschritten werden? 


Bonn, den 8. September 1964 
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